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Schweiz: Zunahme 
der Arbeitslosigkeit 

Bern (AP) Die anhaltende Kon­
junkturschwäche hat im Oktober in 
der Schweiz zu einer starken Aus­
weitung der Arbeitslosigkeit ge­
führt. Mit 45 692 Stellensuchenden 
und einer Arbeitslosenquote von 
1,5 Prozent wurden die höchsten 
Werte seit dem zweiten Weltkrieg 
erreicht. In den Wintermonaten ist 
mit einer weiteren Zunahme zu 
rechnen, wie das Bundesamt für In­
dustrie, Gewerbe und Arbeit (BI-
GA) am Donnerstag mitteilte. 

Die Ausweitung der Arbeitslosig­
keit hat sich deutlich beschleunigt: 
Innert Monatsfrist meldeten sich 
4086 Stellensuchende mehr bei den 
Arbeitsämtern, im September wa­
ren es 2117 neue Arbeitslose gewe­
sen. Die Arbeitslosenquote erhöhte 
sich von 1,3 auf 1,5 Prozent. Sie lag 
für Männer bei 1,3 und für Frauen 
bei 1,8 Prozent. Noch vor Jahres­
frist wies die Schweiz 18 670 Ar­
beitslose und eine Quote von 0,6 
Prozent aus, vor anderthalb Jahren 
überstieg die Zahl der  offenen Stel­
len sogar jene der Stellensu­
chenden. 

Gezählt wurden im Oktober 
40 739 Ganzarbeitslose. 

Verfassungsänderung «Mann und Frau sind gleichberechtigt» 
Die Regierung hat dem Landtag einen Vorschlag zur Ergänzung der Verfassung u m  den Gleichheitsgrundsatz unterbreitet 

(G.M.) - Zwar hiess es schon seit 1921 
in unserer Verfassung «alle Landesange­
hörigen sind vor dem Gesetze gleich», 
doch reichte dieser Grundsatz bislang zur 
Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Mann und Frau in allen Bereichen 
nicht aus. Nun soll die Verfassung durch 
einen Zusatz ergänzt werden, der die 
Gleichberechtigung klar und unzweideu­
tig umschreibt: «Mann und Frau sind 
gleichberechtigt». Die Regierung hat 
dem Landtag einen entsprechenden Ge­
setzesentwurf zur Änderung der Verfas­
sung unterbreitet. 

Mit dem Gleichheitsgrundsatz von 
Mann und Frau haben sich in den letzten 
zwei Jahrzehnten in unserem Land ver­
schiedene Gremien, insbesondere im 
Vorfeld der Durchsetzung des Frauen­
stimmrechts, beschäftigt. Aber auch in 
der Folge ergaben sich in regelmässigen 
Abständen Forderungen an Regierung 
und Landtag, dem Gleichheitsgrundsatz 
auch in den übrigen Rechtsbereichen 
möglichst rasch die entsprechende Nach­
achtung zu verschaffen. Im Jahre 1985 
wurde eine Verfassungsinitiative einge­
reicht, die diesen Grundsatz - einschliess­
lich der Forderung nach gleichem Lohn 
für gleiche Arbeit - in der Verfassungs 

festschreiben wollte, doch war weder die­
ser Initiative noch dem Gegenvorschlag 
des Landtags ein Erfolg beschieden, weil 
beide Vorlagen nicht die erforderliche 
Mehrheit bei der Volksabstimmung er­
reichten. 

Gleichheit nicht garantiert 
Den Anstoss für die Regierungsvorlage 

zur Aufnahme eines Gleichheitsgrundsat­
zes in die Verfassung gab nach dem Re­
gierungsbericht die «Kommission für die 
Gleichberechtigung von Mann und  
Frau.» Die Kommission wiederum berief 
sich auf Entscheidungen des Staatsge­
richtshofes, der den Gesetzgeber aufge­
fordert hatte, auf Verfassungsebene eine 
Klärung vorzunehmen, damit der Staats­
gerichtshof nicht an die Stelle des Gesetz­
gebers treten müsse. «Mangels eines kon­
kret erlassenen Gleichheitsgebotes», ar­
gumentierte der Staatsgerichtshof, seien 
«noch bestehende, sachlich fragliche Dif­
ferenzierungen sowie auch auf anderen 
Rechtsgebieten nur im Wege de r  Gesetz­
gebung zu bereinigen.» Weiter führte der 
Staatsgerichtshof in einem Urteil aus: 
«Auch wenn mit Einführung des Frauen-
stimm- und -Wahlrechts durch Verfas­
sungsgesetz ein bedeutsamer Schritt in 
Richtung der politischen Gleichstellung 

getan wurde, ist es vorrangig Aufgabe des 
Gesetzgebers, die Gleichheit von Mann 
und Frau im Recht, soweit Unterschiede 
sachlich nicht mehr gerechtfertigt wären, 
weiter zu verwirklichen». Die von der 
Regierung eingesetzte Gleichberechti-
gungskomission zog daraus die Schluss­
folgerung, dass der «Grundsatz der 
Gleichheit von Frauen und Männern ver­
fassungsrechtlich nicht garantiert sei.» 

Ergänzung der Verfassung notwendig 
Die Kommission erachtete deshalb 

eine Verfassungsergänzung als notwen­
dig, die den Gesetzgeber und die Behör­
den zur Gleichbehandlung von Frauen 
und Männer verpflichtet. Unterschiede 
dürften nach Auffassung der Gleichbe­
rechtigungskommission, wie es im Regie­
rungsbericht heisst, nur gemacht werden, 
wo sie durch den biologischen Unter­
schied der Geschlechter zu begründen 
seien. Die Überlegungen der Regierung, 
teilt sie dem Landtag in ihrem Bericht 
mit, seien in der Folge darauf gerichtet 
gewesen, einen Verfassungsartikel zu 
schaffen, der nicht bloss Programmartikel 
darstelle, sondern auch Rechtswirkungen 
entfalte. Eine Verfassungsbestimmung 
bzw. eine Übergangsbestimmung, die 
einzelne Probleme herausnimmt, ist nach 

Auffassung der Regierung aus sachlicher 
Sicht nicht gerechtfertigt: «Vielmehr 
muss man den Gesamtkomplex angehen 
und eine Übergangsbestimmung finden, 
die nicht eine zeitliche Begrenzung 
kennt.» 

Keine zeitliche Festlegung 
Schon die Verfassungsinitiative 1985 

hatte Übergangsfristen gefordert, um in­
nerhalb eines bestimmten Zeitraumes die 
gesetzlichen Vorschriften an den Verfas­
sungsgrundsatz anzupassen. Desgleichen 
erging die Forderung der Gleichberechti­
gungskommission, «klare und bestimmte 
Übergangsfristen» zu schaffen, die mög­
lichst kurz zu halten wären: Längstens 
fünf Jahre für den Bereich des Privat­
rechts und 10 Jahre für den Bereich des 
öffentlichen Rechts.» Die Regierung 
meinte zu dieser Forderung, dass eine 
Fristsetzung sicher sinnvoll wäre, doch 
könne heute noch nicht abgesehen wer­
den, «was für grosse gesetzgeberische 
Aufgaben notwendig sind, um diese An­
passung vorzunehmen.» Deshalb heisst es 
im Regierungsentwurf an den Landtag: 

«Über die Anpassung des geltenden 
Rechts an die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau bestimmen die Gesetze.» 

Verbesserungen beim Landgericht 
Bericht der Regierung an den Landtag betreffend Massnahmen 

(pafl) - Die Regierung hat dem Land­
tag einen Bericht über Massnahmen zur 
Verbesserung und Förderung des Ge­
schäftsbetriebes des Landgerichts unter­
breitet. Eine Überprüfung des Landge­
richts durch einen Sachverständigen war 
Ausgangspunkt der Erwägungen, welche 
Massnahmen möglich und zielführend 
sind. Bei den vorgeschlagenen Massnah­
men handelt es sich um personelle, orga­
nisatorische und instrumenteile Massnah­
men, die zum Teil auch gesetzgeberische 
Aktivitäten nach sich ziehen. 

Kurzfristige Massnahmen sind vor al­
lem die Verbesserung des Berichtswesens 
durch die Aufschlüsselung der hängigen 
Strafsachen im jährlichen Justizpflegebe­
richt, die jährliche Inspektion der Ge­
richtsabteilungen durch den Landge-
richtsvorstand, die Standardisierung der 

Berichte der Landrichter durch entspre­
chende Formulare, die Einführung einer 
Berichtspflicht für Verfahrensrückstände 
und die Verbesserung der Registerfüh­
rung. 

Zur  Aufarbeitung von Verfahrensrück­
ständen oder zur Entlastung der Land­
richter bei arbeitsintensiven Rechts­
sachen sieht der Regierungsbericht die 
Möglichkeit der Einführung von Rechts­
pflegern vor. Z u  den längerfristigen 
Massnahmen gehört die Reform der Ge­
schäftsordnung für das Landgericht und 
das Obergericht sowie die Reform der 
Zivilprozessordnung. Zur  Abwicklung 
der Geschäfte des Landgerichts soll auch 
der Einstieg in die computerunterstützte 
Datenverarbeitung ins Auge gefasst 
werden. 

Erhaltung der Magerwiesen 
Interpellationsbeantwortung der Regierung 

(pafl) - Die Regierung hat dem Land­
tag ihren Bericht zur Interpellation be­
treffend die gesetr-nässige Auszahlung 
von Flächenbeiträgen zur Erhaltung der 
Magerwiesen unterbreitet. Die Beiträge 
beziffern sich pro Klafter und Jahr auf 55 
Rappen im Berggebiet und Hanglagen, 
auf 45 Rappen bei guter und auf 20 Rap­
pen bei schlechter Anbaueignung. Mit 
der Interpellation wurde an die Regie­
rung die Frage gerichtet, ob die Auszah­
lung der Flächenbeiträge nach den ge­
setzlichen Bestimmungen erfolge. 

In ihrer Beantwortung hält die Regie­
rung fest, dass sich der Vollzug des Ge­
setzes als sehr aufwendig erwiesen habe. 
Aufgrund der mangelhaften Bewertungs­
grundlage der Anbaueignungen habe es 
sich nicht vermeiden lassen, Anpassun­
gen vornehmen zu müssen. 

Als problematisch erwies sich die Ein­
teilung der Grundflächen des Talgebietes 
in gute oder schlechte Anbaueignung. 
Für das Talgebiet des ganzen Landes be­
steht keine eindeutige und einheitliche 
Grundlage für die Einteilung der Mager­
wiesen. Beispielsweise war in der Land­
wirtschaftszone, die an das Naturschutz­
gebiet «Ruggeller Riet» anschliesst, eine 
parzellenscharfe Trennung der Flächen in 
gute oder schlechte Anbaueignung nicht 
eindeutig möglich. 

Der kleine Rest an Magerwiesen in 
Liechtenstein sollte jedoch ohne Verzö­
gerung unter Schutz gestellt werden. Auf­
grund des Zeitdrucks und der fehlenden 
Einteilungsgrundlage und unter Berück­
sichtigung der Nutzungspraxis wurden die 
Prämien von der Magerwiesenkommis­
sion auf 45 Rappen pro Klafter festgelegt. 

Offizielle Eröffnung des Polizeigebäudes und lag der offenen Tür 
Neubau Polizeigebäude, Untersuchungsgefängnis und Motorfahrzeugkontrolle am Gewerbeweg in Vaduz kann morgen besichtigt werden 

Knapp 39 Monate nach dem Spaten­
stich kann heute Freitag im Beisein der 
Mitglieder der Regierung und des Land­
tags, der Gemeindevertreter sowie weite­
rer geladener Gäste aus dem In- und Aus­
land der Neubau Polizeigebäude, Unter­
suchungsgefängnis und Motorfahrzeug­
kontrolle offiziell eröffnet und eingeweiht 
werden. Die Bevölkerung ist morgen 
Samstag zu einem «Tag der offenen Tür» 
eingeladen. Gemäss heutigem Kosten­
stand bzw. voraussichtlicher Bauabrech­
nung belaufen sich die Kosten dieses 
Bauwerkes im Vaduzer Neugut auf 41,4 
Mio Franken. 

Umrahmt von Beiträgen der «Hausmu­
sik» der Landespolizei erfolgt heute Frei­
tag die Schlüsselübergabe durch den Ar­
chitekten Hubert Ospelt an Regierungs­

chef Hans Brunhart. Die kirchliche Ein­
segnung des Neubaus wird durch Pfarrer 
Franz Näscher vorgenommen. Ein Aperi­
tif in der  Cafeteria beschliesst die Eröff­
nungsfeier. 

Morgen «Tag der offenen Tür» 
Alle Einwohner Liechtensteins sind 

morgen Samstag, 16. November, herzlich 
eingeladen, am «Tag der offenen Tür» 
zwischen 9.00 und 16.00 Uhr  den Neubau 

(Gewerbeweg Vaduz) zu besichtigen. Ne­
ben der Besichtigung des Polizeigebäu­
des, des Untersuchungsgefängnisses und 
der Motorfahrzeugkontrolle können sich 
interessierte Besucherinnen und Besu­
cher bei Dia-Schauen, Filmvorführungen 
oder an Informationsständen zu bestimm­
ten Themen wie Betäubungsmittel, Ver­
brechensverhütung, Erkennungsdienst, 
Zivilschutzanlage oder Verkehrserzie­
hung informieren. Für jedes Kind liegt 

ausserdem eine kleine Überraschung be­
reit. Für die Anfahrt empfiehlt es sich, 
das Postauto zu benützen (Haltestelle 
Rütti), da  die Anzahl der  Parkplätze be­
schränkt ist. 

(Näheres z u m  Bauwerk und seinen ver­
schiedenen Nutzungsbereichen erfahren 
Sie in der VOLKSBLATT-Baubeilage, 
die in unserer heutigen Ausgabe enthalten 
ist.) 

Ihr Fachgeschäft 

Modehaus  
Hanne lo re  

Jeden Freitag Abendelnbauf bli 20.00 Uhr 
Samitag ducfegehend geöffnet 

bis 16.00 Uhr 

Lusser: Keine neue 
Hypothekarzinsrunde 

Basel (AP) Die Schweizerische Natio-
nalbank (SNB) wird mit ihrer Geldpolitik 
keine weitere Hypothekarzinserhöhung 
auslösen. Dies sagte SNB-Präsident Mar­
kus Lusser in einem am Donnerstag ver­
öffentlichten Interview der  «Basler Zei­
tung», schloss aber nicht aus, dass einzel­
ne Banken nächstes Jahr aus besonderen 
betriebswirtschaftlichen Situationen her­
aus ihre Zinsen anpassen müssten. 

Eine generelle Zinsrunde sei hingegen 
nicht zu befürchten. Die Bemühungen 
der Nationalbank, die Geldmenge steigen 
zu lassen, spreche im Umfeld einer zur 
Schwäche neigenden Konjunktur eher für 
einen Zinsabbau. Allerdings bestehe 
kaum Grund zur Hoffnung, dass die Zin­
sen nun sehr rasch und deutlich sinken 
würden, schränkte der Notenbankchef 
ein. 

Jungbtirgerfeier am 
Samstag in Ruggell 

(pafl) - Die diesjährige Jungbürgerfei­
er  findet am 16. November im Gemeinde­
saal Ruggell statt. Aus diesem besonde­
ren Anlass, der  auf die Bedeutung der 
staatsbürgerlichen Rechte hinweisen soll, 
werden die Jungbürgerinnen und Jung­
bürger des Jahrgangs 1971 vor der offi­
ziellen Feier von S.D. Fürst Hans-Adam 
II. von und zu Liechtenstein auf Schloss 
Vaduz empfangen. Im Gemeindesaal 
Ruggell werden Regierungschef-Stellver­
treter Dr. Herbert Wille sowie ein Ver­
treter aus den Reihen der Jungbürgerin­
nen und Jungbürger sprechen. Anschlies­
send sind die Jungbürgerinnen und Jung­
bürger Gäste der Regierung bei einem 
gemeinsamen Abendessen und musikali­
scher Unterhaltung. 

Der Neubau Polizeigebäude, Untersuchungsgefängnis und Motorfahrzeugkontrolle (im Bild die Eingangsfassade) wird heute 
offiziell eröffnet und eingeweiht und kann morgen Samstag, am «Tag der offenen Tür», zwischen 9.00 und 16.00 Uhr besichtigt 
werden. (Bild: Walter Wächter) 
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